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des Nation:!lrates XVll. Gesetzgebungsperiode 

A N FRA G E 

der Abgeordneten Apfelbeck, Eigruber 

an den Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten 

betreffend Unregelmäßigkeiten im ehemaligen Bautenministerium 

"Bei zwei Grundeinlösungsfällen der Tauern Autobahn AG (TAG) 

stellte der Rechnungshof fest, daß jeweils massive Eingriffs

versuche des seinerzeitigen Bundesministers in die Verwaltung 

zum Nachteil des Bundes und ohne entsprechende Rechtsgrund

lage unternommen worden waren". Im ersten Fall wollte eine 

Salzburger Familie auf einem TAG-Platz der Tauern Autobahn in 

der Gemeinde Hüttau ein Buffet betreiben. Dieses Ansinnen 

wurde zwar von Beginn an (1978) abgelehnt, die Betreiber

familie intervenierte aber so lange, bis der damalige 

Bautenminister Dr. Übleis am 18. September 1986 TAG-General

direktor Okfm. Karl Just ersuchte, der Familie "für gewisse 

Investi tionen" einen Betrag von 200.000, - - Schilling 

auszubezahlen. Die TAG wehrte sich mit dem Ergebnis, daß Or. 

Übleis am 18. Jänner 1989 die Sektion 111 seines Ministeriums 

ersuchte, zur Abgel tung der von der Familie getätigten 

Investitionen die Auszahlung von 800.000,-- Schilling zu 

veranlassen. Weil der Betrag nicht ausbezahlt wurde, klagte 

die Familie die Republik Österreich auf Erfüllung der 

schriftlichen Ministerzusage, der Prozeß ist anhängig. 

Im zweiten Fall bewahrte der damalige Bautenminister nach 

Pressemeldungen die Firma Avanti vor einer Pönalverpflichtung 

in Höhe von 5,8 Millionen Schilling. Die TAG hat die 

Pönalforderung im Zusammenhang mit nicht erfüllten Auflagen 

bei einer Betriebsanlage (Tankstelle, Rasthaus, Motel) an der 

Tauern-Autobahn erhoben. In diesem Zusammenhang richten die 

unterfertigten Abgeordneten an den Herrn Bundesminister für 

wirtschaftliche Angelegenheiten folgende 
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A n fra g e 

1) Inwieweit sind Ihnen die oben angeführten Sachverhalte 

bekannt und inwieweit sind sie gerechtfertigt? 

2) Welche Schritte werden Sie in dieser Angelegenhei t 

unternehmen? 
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